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Die Maske ist gefallen: Oettinger „neue Speerspitze des Neoliberalismus“ 

 

Ute Vogt: „Diese Forderungen sind der Anfang vom Ende der Solidarität zwischen Gesunden 

und Kranken, zwischen Alten und Jungen und zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern“ 

 

Die stellvertretende SPD-Parteivorsitzende und baden-württembergische SPD-Landeschefin Ute Vogt 

hat Ministerpräsident Günther Oettinger als „neue Speerspitze des deutschen Neoliberalismus“ scharf 

kritisiert. „Die Maske ist gefallen. Die Forderungen von Oettinger machen klar, warum es bei der Bun-

destags- und auch bei der Landtagswahl im nächsten Jahr um eine Richtungsentscheidung geht: 

Entweder sozial ausgewogene Reformen mit der SPD – oder Kündigung des sozialen Konsenses 

durch die CDU und Günther Oettinger“, so Vogt.  

 

Der baden-württembergische Ministerpräsident hatte sich im neuen SPIEGEL unter anderem für eine 

harte Kopfpauschale im Gesundheitswesen, das Ende der umlagefinanzierten Rente, die Erhöhung 

des gesetzlichen Renteneintrittsalters, die Streichung von Feiertags- und Nachtzuschlägen, die Ab-

schaffung der Gewerbesteuer und für die Erhöhung der Mehrwertsteuer ausgesprochen.  

 

„Diese Forderungen sind der Anfang vom Ende der Solidarität zwischen Gesunden und Kranken, der 

Anfang vom Ende der Solidarität zwischen Alten und Jungen und der Anfang vom Ende der Solidarität 

zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern“, erklärte Vogt. „Oettinger und die Union wollen diese Re-

publik radikal verändern. Die Grundlagen der sozialen Marktwirtschaft werden damit zerstört.“ 

 

In diesem Zusammenhang verurteilte die SPD-Chefin auch die Äußerungen vom Wochenende aus 

CDU/CSU zu einem totalen Zuwanderungsstopp und zu längeren Laufzeiten für Atomkraftwerke. 

„Diese anachronistischen Vorstellungen zeigen: Die Union ist noch nicht im 21. Jahrhundert ange-

kommen“, so Vogt.  

 

Andreas Reißig, Pressesprecher 


